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Der Rat der Umweltminister muss das Problem der überschüssigen 

Emissionsrechte anpacken ! 
 

 

Sehr geehrter Herr Minister, 

 

Die aktuell gültigen Kyoto-Regeln erlauben es Staaten, ihre nicht 

benötigten Emissionsrechte (AAUs) vollständig von der ersten in die zweite 

Kyoto-Verpflichtungsperiode zu übertragen. Die Summe all dieser Überschüsse 

ergibt derzeit schätzungsweise mehr als 13 Milliarden Tonnen CO2e und ist 

laut einer unabhängigen Studie der Fachzeitschrift Point Carbon über 

tausendmal höher als die vorhergesagte Nachfrage. Der Überschuss wird in 

der zweiten Verpflichtungsperiode als Folge schwacher 

Reduktionsverpflichtungen der Kyoto-Staaten voraussichtlich auf nahezu 17 

Mrd. Tonnen CO2e anwachsen. 

 

In der EU wird der Gesamtüberschuss an zugeteilten Emissionsrechten der 

ersten Verpflichtungsperiode auf über 4 Mrd. Tonnen geschätzt. Luxemburg 

wird voraussichtlich einen Überschuss an erworbenen Emissionsrechten von 8 

Mio Tonnen im Nicht-Emissionshandelssektor haben.1   

 

Auch in der zweiten Verpflichtungsperiode dürfte sich wieder ein Überschuss 

an Rechten anhäufen. Aus diesem Grunde wird der Preis der überschüssigen 

Emissionsrechte der ersten Periode sehr niedrig sein und voraussichtlich 

gegen Null tendieren. 

 

Auf jeden Fall stellt die uneingeschränkte Übertragungsmöglichkeit von 

überschüssigen Rechten den Erfolg künftiger Klimaziele in Frage: Es ist 

kaum nachvollziehbar, wie die EU die Entwicklungs- und Schwellenländer von 

wirkungsvollen Reduktionszielen überzeugen will, wenn unsere eigenen 

Reduktionsverpflichtungen so niedrig und voller Schlupflöcher bleiben. 

 

Auf dem Klimagipfel in Doha im November dieses Jahr muss dafür eine Lösung 

erzielt werden, ansonsten bleibt die bisherige Regelung mangels Abänderung 

einfach bestehen. Bei den Vorbereitungsverhandlungen im August in Bangkok 

haben die G77-Staaten und China einen Vorschlag präsentiert, der es 

erlaubt, den Gebrauch dieser Überschüsse effektiv einzuschränken und zu 

minimieren. Der G77-Vorschlag erfüllt alle Bedingungen, die die EU in ihren 

Ratsbeschlüssen vom März 2011 an eine zweite Verpflichtungsperiode unter 

dem Kyoto-Protokoll stellte. Wenn die EU in ihrer Forderung nach 

ökologischer Integrität als Kernvoraussetzung für die Teilnahme an einer 

zweiten Verpflichtungsperiode ernst genommen werden will, muss sie sich 

konsequenterweise auch selbst daran halten. 

http://www.gouvernement.lu/gouvernement/membres-gouvernement-2009/wiseler/index.html


 

 

 

Die EU-Verträge legen eindeutig fest, dass die Ratsversammlung « by a 

qualified majority » sowohl für generelle Maßnahmen (Artikel 16(3) TEU) als 

auch insbesondere « throughout the procedure » handeln soll,  wenn es um 

den Beitritt zu neuen internationalen Vereinbarungen geht, wie dies ja 

unter der UN-Klimarahmenkonvention (Artikel 281(8) TFEU) der Fall ist. 

 

In Übereinstimmung mit diesen Verträgen muss daher der Ministerrat auf dem 

nächsten Treffen der EU-Umweltminister am 25. Oktober 2012 eine Position 

mit einer qualifizierten Mehrheit verabschieden. 

 

Die Unterzeichner dieses Briefes fordern Sie insbesondere auf : 

- eine gemeinsame Position der EU zum aktuellen Vorschlag der G77-

Staaten einzunehmen, ohne diesen abzuschwächen. Von besonderer 

Bedeutung ist dabei, dass die EU die Streichung der Überschüsse aus 

der ersten Verpflichtungsperiode am Ende der zweiten 

Verpflichtungsperiode und die Ausschaltung eines möglichen 

Überschusses in der zweiten Verpflichtungsperiode unterstützt. 

- zu erklären, dass Luxemburg keinerlei Überschüsse aus den zugeteilten 

Emissionsrechten (AAUs) zur Erfüllung der zweiten 

Verpflichtungsperiode nutzt2, 

- zu erklären, dass Luxemburg keinerlei Rechte aus Joint 

Implementation-Projekten kauft, die aus Ländern stammen, die nicht an 

der zweiten Verpflichtungsperiode teilnehmen. 

 

Ohne notwendige und glaubwürdige Führung durch die EU werden die Chancen, 

den katastrophalen Klimawandel zu vermeiden, noch stärker außer Reichweite 

geraten.  

 

 

Hochachtungsvoll, 

 

für VotumKlima 

Dietmar Mirkes, ASTM 

 

 

 

 

 

Die Unterzeichner :  

Aide à l’Enfance de l’Inde, AÖT (Aktioun Öffentlechen Transport), ASTI 

(Association de Soutien aux Travailleurs Immigrés), ASTM (Action Solidarité 

Tiers Monde), Attac, Bio-Lëtzebuerg, Bridderlech Deelen, Caritas, CELL 

(centre for ecological learning luxembourg), Cercle de Coopération, CGJL 

(Conférence Générale de la Jeunesse Luxembourgeoise), CLAE (Comité de 

Liaison des Associations d’Etrangers), Commission Justice et Paix, Eglise 

catholique de Luxembourg, European Antipoverty Network, Etika, Eurosolar, 

Frères des Hommes, Greepeace, Handicap International, Mouvement Ecologique, 

LVI (Lëtzebuerger Vëlos-Inititativ), natur&ëmwelt, Orang Utan Help 

Lëtzebuerg, SOS Faim, Transfair, Unicef, Vegan Society Luxembourg. 

 
 
Anmerkungen : 

1) Point Carbon : Carry-over of AAUs from CP1 to CP2 – Future implications of the 

climate regime.  

A briefing by Point Carbon, Sept. 2012, http://bit.ly/AAUsurplusPointCarbon 
2) Um zu vermeiden, dass Luxemburg auch in der nächsten Verpflichtungsperiode sein 

Reduktionsziel  

wieder durch übertragene oder neu erworbene Emissionsrechte aus den 

ehemaligen Ostblockstaaten abdeckt. 

http://bit.ly/AAUsurplusPointCarbon


 


